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Empfehlungen des Deutschen Vereins für die Heranziehung 
Unterhaltspflichtiger in der Sozialhilfe (SGB XII)1 

 

 

Mit den Empfehlungen für die Heranziehung Unterhaltspflichtiger, die seit 1965 

herausgegeben werden und der Rechtsentwicklung kontinuierlich angepasst worden 

sind, richtet sich der Deutsche Verein in erster Linie an die bei den Trägern der 

Sozialhilfe mit der Wahrnehmung übergegangener Unterhaltsansprüche befassten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ziel ist, zu einem bundesweit möglichst einheitlichen 

Vorgehen bei der Wiederherstellung des Nachrangs der Sozialhilfe beizutragen. Die 

vorliegenden Empfehlungen treten an die Stelle der 2008 herausgegebenen Fassung.  

 

In der Darstellung der bürgerlich-rechtlichen Unterhaltspflicht haben sich umfangreiche 

Umstellungen ergeben, um allgemein Gültiges hinsichtlich Bedarf, Bedürftigkeit, 

Leistungsfähigkeit und Mangelverteilung (B. III. bis VII.) so umfassend als möglich vor die 

Klammer zu bringen. In den nachfolgenden Abschnitten (B. VIII. bis XIII.) werden die für 

die verschiedenen Unterhaltsverhältnisse geltenden Besonderheiten aufgezeigt. Der 

praktisch zentralen Bedeutung, die dem Rückgriff wegen Unterhaltsansprüchen von 

Eltern gegenüber ihren Kindern bei der Geltendmachung übergegangener 

Unterhaltsansprüche zukommt, entspricht, dass infolge der vertieften 

Auseinandersetzung mit den zu behandelnden Rechtsfragen der Abschnitt zum 

Elternunterhalt (B. XIII.) an Umfang zugenommen hat und systematisch aufgegliedert 

worden ist. 

 

 

 

                                            
1
  Verantwortlicher Referent im Deutschen Verein: Gottfried Eichhoff. Die Überarbeitung wurde unter 

Vorsitz von Frauke Günther, Richterin am Amtsgericht a.D., in einer beim Deutschen Verein 
eingerichteten Arbeitsgruppe vorgenommen. Die Empfehlungen wurden im Arbeitskreis 
„Grundsicherung und Sozialhilfe“ und Fachausschuss „Sozialpolitik, soziale Sicherung, Sozialhilfe“ 
beraten und am 12. März 2014 vom Präsidium des Deutschen Vereins verabschiedet. 
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